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61. Deutscher Verkehrsgerichtstag   25. bis 27. Januar 2023 in Goslar 
 
 

EMPFEHLUNG 
 
Arbeitskreis V 
 
Auf der Suche nach geltenden und erforderlichen Grenzen für E-Scooter, Fahrräder & Co. 

 

 
 
Die Teilnahme am Straßenverkehr mit jeder Art von Fahrzeugen und der Konsum berau-
schender Mittel sollten strikt getrennt werden. 
 
1. Der Arbeitskreis empfiehlt, die Alkohol-Grenzwerte für E-Scooter von 0,5-Promille (Ord-

nungswidrigkeit) und 1,1-Promille (Straftat) beizubehalten. Dafür spricht insbesondere 

das festgestellte Fahrverhalten und Unfallgeschehen beim Führen von E-Scootern unter 

Alkoholeinfluss.  

 

2. Es wird begrüßt, dass Verleiher von E-Scootern auf eine korrekte und verkehrssichere 

Nutzung, insbesondere ohne Einfluss berauschender Mittel, nachdrücklich hinwirken. 

Darüber hinaus wird eine enge Zusammenarbeit zwischen Verleihunternehmen und Po-

lizeibehörden sowie weiteren Partnern der Verkehrssicherheitsarbeit zur Unfallpräven-

tion empfohlen. In die Unfallpräventionsarbeit sind die privaten E-Scooter-Nutzer einzu-

beziehen. 

 

3. Der Arbeitskreis empfiehlt dem Gesetzgeber, § 69 Abs. 2 StGB dahingehend zu ändern, 

dass die Regelvermutung für eine Entziehung der Fahrerlaubnis bei einer Trunkenheits-

fahrt (§ 316 StGB) mit einem fahrerlaubnisfreien Elektrokleinstfahrzeug (z. B. E-Scoo-

ter) nicht greift; er hält die Verhängung eines Fahrverbotes (§ 44 StGB) grundsätzlich 

für ausreichend. Es bleibt Aufgabe der Fahrerlaubnisbehörde, die Fahreignung nach 

Maßgabe des geltenden Rechts in diesen Fällen zu prüfen. 

 

4. Die Anforderungen an die Fahreignung für fahrerlaubnisfreie Fahrzeuge und die mögli-

chen Maßnahmen der Fahrerlaubnisbehörde bei Ungeeignetheit sind nicht hinreichend 

klar geregelt. Der Arbeitskreis schließt sich der Aufforderung des Bundesverwaltungs-

gerichts in seinem Urteil vom 4. Dezember 2020 (3 C 5.20) an, der Gesetz- und Verord-

nungsgeber möge hier für Klarheit sorgen. 
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